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Vorbemerkung

In der notariellen Praxis stehen im Rahmen vermögensrechtlicher Vereinbarungen häufig Ansprü-
che zwischen Ehegatten untereinander oder von Kindern gegenüber ihren Eltern im Vordergrund. 
Vermögensrechtliche Ansprüche können sich allerdings auch in anderen Konstellationen ergeben, 
die nicht weniger Konfliktpotential aufweisen und für die daher eine vorsorgende Regelung eben-
falls besonders gewinnbringend sein kann. Häufig bestehen hier zudem weniger Hemmungen 
gegenüber einer Regelung. Während die Absicherung zwischen Ehegatten häufig aus falsch ver-
standenem »Romantikverständnis« abgelehnt wird, steht dies der Absicherung Dritter Beteiligter 
aus der Familie nicht entgegen.1

In diesem Rahmen sind insbesondere Zuwendungen von (Schwieger-) Eltern an die (Schwieger-) 
Kinder relevant, auf die daher im folgenden Abschnitt ein besonderer Schwerpunkt gesetzt werden 
soll. Freilich sind es nicht immer nur (Schwieger-) Eltern, die Ehegatten Unterstützung leisten, so 
dass sich die nachfolgenden Gestaltungsüberlegungen auch auf Zuwendungen sonstiger Verwand-
ter oder verschwägerter Dritter übertragen lassen.

A. � Verwandtschaft und vermögensrechtliche Vereinbarungen – Vereinbarungen zwi-
schen Schwiegereltern und Schwiegerkindern

Nicht selten unterstützen die Eltern ihre Kinder durch finanzielle Zuwendungen bei dem Aufbau 
einer eigenständigen Lebensposition, etwa, indem sie direkt eine Immobilie zuwenden oder zumin-
dest finanzielle Zuschüsse zum Erwerb oder zur Renovierung vornehmen oder sich vielleicht selbst 
durch eigene Arbeitsleistung einbringen. Ist der Zuwendungsempfänger verheiratet, so kommt die 

1	 So auch Herr, in: Münch, FamR-NotGP, § 6 Rn. 357.
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Zuwendung zumeist zunächst auch gar nicht ungewollt auch dem Schwiegerkind zugute. Kommt es 
dann zur Trennung oder Scheidung stellt sich die Frage nach der Möglichkeit eines Vermögensaus-
gleichs.

I. � Rechtliche Einordnung der Zuwendung durch Schwiegereltern

1. � Entwicklung der Rechtsprechung

Nachdem der BGH zunächst davon ausgegangen war, auch bei Zuwendungen durch Schwieger-
eltern handele es sich um unbenannte Zuwendungen des Kindes an den Ehegatten, die im Schei-
dungsfall nicht zurückforderbar seien, sondern lediglich im Rahmen des Zugewinnausgleichs Be-
rücksichtigung fanden, ist der BGH mit zwei Urteilen 2010 und 20112 von dieser Rechtsprechung 
abgerückt und sieht nunmehr in derartigen Zuwendungen Schenkungen der Eltern des Kindes 
an das Schwiegerkind. Damit war der Weg eröffnet, die Rückforderung dieser Schenkungen im 
Scheidungsfalle über den Wegfall der Geschäftsgrundlage bzw. das allgemeine Schenkungsrecht 
zu begründen. Auch dogmatisch war dieser Wechsel überzeugend, da für Zuwendungen an das 
Schwiegerkind eben gerade nicht die gleichen Grundsätze zugrundgelegt werden können, wie bei 
Zuwendungen unter Ehegatten selbst. Regelmäßig erfolgt die Zuwendung durch die Schwieger-
eltern unter der dem Empfänger erkennbaren Vorstellung, die Ehe des Schwiegerkindes mit dem 
eigenen Kind werde bestehen bleiben und das eigene Kind werde dadurch durch die Zuwendung 
quasi mitbeschenkt. Scheitert die Ehe, entfällt damit die Geschäftsgrundlage für die Zuwendung. 
Ob hierbei eine zeitliche Obergrenze zu beachten ist und bei einer sehr langen Ehedauern nicht 
mehr von einem Entfall der Geschäftsgrundlage, die immerhin über so viele Jahre Bestand hatte, 
auszugehen ist, ist nicht eindeutig geklärt, wird aber in der Literatur teilweise angenommen.3 Allein 
der Wegfall der Geschäftsgrundlage reicht jedoch für einen Anspruch aus § 313 BGB nicht aus. 
Vielmehr muss dem Zuwendenden unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles das 
Festhalten am unveränderten Vertrag nicht zugemutet werden.4

Liegt eine Zweckabrede zwischen Schwiegereltern und Schwiegerkind vor und kann der Zweck 
aufgrund der Scheidung nicht mehr erreicht werden, so kommt neben einem Anspruch aus § 313 
BGB auch ein bereicherungsrechtlicher Anspruch aus § 812 Abs. 1 Satz 2 2. Alt. BGB in Betracht 
(Zweckverfehlungskondiktion). In der Praxis wird es häufig an der Nachweisbarkeit der Zweck-
abrede fehlen.5

2. � Anspruchsinhalt

Dieser Anspruch ist allerdings nur in Ausnahmefällen auf die dingliche Rückgewähr der Zuwen-
dung gerichtet. Es ergeben sich vielmehr Ansprüche der Schwiegereltern, die von den güterrecht-
lichen Beziehungen zwischen Kind und Schwiegerkind unabhängig sind und deren Umfang und 
Inhalt durch das im Streitfall mit der Sache befasste Gericht festgelegt werden.6 Regelmäßig erfolgt 
ein finanzieller Ausgleich auch nicht in voller Höhe, sondern unter Kürzung im Verhältnis auf den 
Zeitraum zwischen Zuwendung und Trennung. Es erfolgt also eine Berücksichtigung des Zeit-
raums, in dem die Geschäftsgrundlage für die Zuwendung ungestört Bestand hatte.7

Die Forderung wird zudem auf den Betrag begrenzt, in dessen Höhe die Zuwendung beim Schwie-
gerkind noch Bestand hat. Damit mindern beispielsweise Wertverluste einer Immobilie, die durch 
schwiegerelterliche Zuwendungen mitfinanziert wurde, die Höhe des Rückforderungsanspruches 

2	 BGH, ZEV 2010, 371; NJW 2012, 523.
3	 Vgl. hierzu Campbell, NJW-Spezial 2022, 452, 453 m.w.N.
4	 Grüneberg/Grüneberg, § 313 Rn. 53.
5	 Campbell, NJW-Spezial 2022, 452, 453.
6	 Langenfeld/Milzer/Milzer, Eheverträge und Scheidungsvereinbarungen, Rn. 966.
7	 Herr, in Münch, FamR-NotGP, Rn. 373 f.
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der Schwiegereltern.8 War dies in Zeiten stetig wachsender Immobilienpreise ein überschaubares 
Risiko, könnte sich dies in Zeiten fallender Marktpreise deutlich anders darstellen.

Unterstützen die Schwiegereltern das Schwiegerkind bei der Abzahlung eines Immobilienkredits, 
so kommt nur der Tilgungsanteil, nicht aber der Zinsanteil für eine Rückgewähr in Betracht, da 
mit dem Zinsanteil laufende Lebensunterhaltskosten bestritten werden.9 Erfolgt die Zuwendung 
an beide Ehegatten, so ist die Rückforderungsmöglichkeit auf die hälftige Beteiligung des Schwie-
gerkindes beschränkt. Eine höhere Haftung des Schwiegerkindes zugunsten des eigenen Kindes 
scheidet aus.10

Leistungen, die die Schwiegereltern vor der Eheschließung erbracht haben oder noch nach Tren-
nung bzw. Scheidung erfolgen können grundsätzlich nicht zurückgefordert werden, da hier die Ehe 
als Geschäftsgrundlage nicht von Bedeutung gewesen sein kann.11

3.  �Zuwendung von Arbeitsleistung

Neben dem Ausgleich von Sachzuwendungen können auch erbrachte Arbeitsleistungen durch die 
Schwiegereltern (etwa die Übernahme von Sanierungs- bzw. Renovierungsarbeiten am Familien-
heim) Ausgleichsansprüche begründen. Der Ausgleich erfolgt dann freilich nicht über § 313 BGB, 
sondern über die Grundsätze des familienrechtlichen Kooperationsvertrages.12 Der hierüber zu ge-
währende Ausgleichsbetrag darf jedoch die Kosten einer ersparten Arbeitskraft nicht übersteigen.13 
Im Einzelfall wird hier der Nachweis des Umfangs der erfolgten Mitarbeit wie auch des Betrages 
der ersparten Kosten schwierig sein. Hier empfehlen sich bei Mitarbeit in erheblichem Umfang aus-
drückliche vertragliche Vereinbarungen, die eine konkrete Vergütung für die erbrachten Arbeiten 
im Scheidungsfall vorsehen können.

4.  �Auswirkungen auf den Zugewinnausgleich

Ansprüche des Kindes gegenüber seinem begünstigten Ehegatten über den Zugewinnausgleich 
ergeben sich nach Änderung der Rechtsprechung demgegenüber nicht mehr. Vielmehr wird die 
Zuwendung nunmehr, soweit sie nicht zurückzugewähren ist, in das Anfangsvermögen des Zuwen-
dungsempfängers eingestellt gem. § 1374 Abs. 2 BGB. Gleichzeitig wird auch der Rückforderungs-
anspruch der Schwiegereltern im Anfangsvermögen (und Endvermögen) verbucht.14

5. � Verjährung

Der Rückforderungsanspruch verjährt innerhalb von drei Jahren gem. § 195 BGB, bei einer Grund-
stücksschenkung nach § 196 BGB in zehn Jahren. Für den Fristbeginn maßgeblich ist die Kenntnis 
der Schwiegereltern vom Scheitern der Ehe ihres Kindes, welches jedenfalls dann vorliegt, wenn sie 
von der Zustellung des Scheidungsantrages Kenntnis erlangt haben oder ohne grobe Fahrlässigkeit 
hätten Kenntnis erlagen müssen.15

II. � Gestaltungsüberlegungen

Wir vorstehend erläutert, ist der Inhalt des Rückgewähranspruchs jeweils im Einzelfall zu ermit-
teln und damit erheblichen Unwägbarkeiten verbunden. Eine dingliche Rückgewähr scheidet im 

8	 Krauß, Vermögensnachfolge in der Praxis, Rn. 3193.
9	 BGH, NJW 2015, 690.

10	 Vgl. OLG Celle, MDR 2013, 97.
11	 Krauß, Vermögensnachfolge in der Praxis, Rn. 3193.
12	 Vgl. hierzu Kap. 5 Rdn. 775 ff. Es gelten grds. die gleichen Grundsätze wie bei Ehegatten. Hierzu auch 

Herr, FamFR 2012, 557.
13	 BGH, NJW 2010, 2202, 2207.
14	 Vgl. hierzu auch mit Rechenbeispielen Herr, in Münch, FamR-NotGP, § 6 Rn. 365.
15	 BGH, FamRZ 2016, 457.
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Regelfall ebenso aus, wie eine vollständige wertmäßige Kompensation der erfolgten Zuwendung. 
Hier ist der Berater dazu aufgerufen, die bestehenden Unwägbarkeiten einer Schenkungsrückab-
wicklung durch Gestaltungen im Rahmen der Zuwendung bereits zu vermeiden.

Hierbei ist auch zu berücksichtigen, dass Schenkungen an Schwiegerkinder nicht nur vor dem 
Hintergrund einer möglichen Rückforderung im Scheidungsfall Probleme aufwerfen, sondern 
auch aus schenkungsteuerlichen Erwägungen häufig nicht anzuraten sind, beträgt der Freibetrag 
für Schwiegerkind doch lediglich EUR 20.000,--, die bei den in der Praxis häufigen Zuwendungen 
im Rahmen von Immobilienerwerb schnell überschritten sein dürften. Hier ist selbst dann zur Vor-
sicht zu raten, wenn die Zuwendung nur an das eigene Kind erfolgt, wenn die Eheleute in einem 
ausländischen Güterstand verheiratet sind, welches einen automatischen Miterwerb des anderen 
Ehegatten vorsieht. Dies kann nur durch einen entsprechenden Wechsel des Güterrechts oder zu-
mindest eine Sondergutsvereinbarung verhindert werden. Zu einer rechtssicheren Gestaltung sind 
dann allerdings vertiefte Kenntnisse des ausländischen Güterrechts erforderlich.16

1. � Darlehen

Als Alternative kann etwa eine Darlehensvereinbarung geschlossen werden, nach der das Darlehen 
im Scheidungsfall zur Rückzahlung fällig wird. Gesichert werden kann die Rückzahlungsverpflich-
tung durch Eintragung eines entsprechenden Grundpfandrechts im Grundbuch.

	▶ Muster: Darlehensvereinbarung mit Sicherung durch Grundpfandrecht

1. Darlehensvereinbarung

Die Beteiligten A und B (im Folgenden auch gemeinsam »der Darlehensgeber« werden ihrem 
Schwiegersohn C (im Folgenden auch »der Darlehensnehmer« zum Zwecke des Erwerbs des folgen-
den Grundbesitzes eingetragen im Grundbuch des Amtsgerichts                  von                 , 
Blatt                  als                 ,

einen Betrag in Höhe von insgesamt

EUR               

(in Worten Euro                 )

zur Verfügung stellen. Die Gewährung des vorgenannten Geldbetrages erfolgt darlehensweise.

Die Auszahlung hat bis zum                  auf das Konto des Darlehensnehmers mit der IBAN DE   
                  bei der                  zu erfolgen. Die Auszahlung soll nicht von der Eintragung der 
nachstehend vereinbarten Grundschuld im Grundbuch abhängig sein. Über die hiermit verbunde-
nen Risiken einer ungesicherten Vorleistung hat der Notar belehrt.

Das Darlehen ist ab dem                  mit                  % jährlich zu verzinsen. Zinsen sind am 
Ende eines jeden Kalenderjahres für das vergangene Kalenderjahr fällig. Eine vorzeitige Tilgung 
und Sondertilgungen sind jederzeit möglich. Die Beteiligten verpflichten sich, derartige Zahlungen 
schriftlich zu dokumentieren.

Das Darlehen kann nur aus wichtigem Grund gekündigt werden. Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn
	– das vorgenannte Familienwohnheim verkauft wird;
	– eine Zwangsvollstreckungsmaßnahme in das Vermögen des Darlehensnehmers eingeleitet 

und nicht innerhalb von zwei Monaten wieder beseitigt wird oder der Darlehensnehmer eine 
eidesstattliche Versicherung über seine Vermögensverhältnisse abgibt;

	– der Darlehensnehmer vor dem Darlehensgeber verstirbt;
	– die Ehe des Darlehensnehmers mit der Tochter der Darlehensgeber                  rechtskräftig 

geschieden wird, oder
	– der Darlehensnehmer über das Familienwohnheim oder Teile desselben ohne vorherige schrift-

liche Zustimmung des Darlehensgebers verfügt, namentlich dieses veräußert oder belastet.

16	 Vgl. hierzu Krauß, Vermögensnachfolge in der Praxis, Rn. 3195, Fetsch, RNotZ 2007, 471.
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Jede Kündigung bedarf der Schriftform. Nach Kündigung ist das Darlehen sofort zur Zahlung fällig.

Die Ansprüche des Darlehensgebers aus diesem Vertrag, insbesondere der Anspruch auf Rückzahlung 
und etwaige Zinsen, sind vererblich. Sie sind jedoch nicht übertragbar, außer das Darlehen ist wirksam 
gekündigt.

2. Grundschuld

Zur Sicherung des Rückzahlungsanspruchs nach Kündigung des Darlehens bestellt der Darlehens-
nehmer (im Folgenden auch »Schuldner«) dem Dahrlehensgeber (im Folgenden auch »Gläubiger«) 
eine Grundschuld in Höhe von

EUR               

(in Worten: Euro                 )

an dem eingangs genannten Objekt, nebst Zinsen in Höhe von 10 % jährlich ab dem heutigen Tag.

Ein Grundschuldbrief soll nicht gebildet werden.

Die Grundschuld soll Zug um Zug mit Eigentumsumschreibung auf den Darlehensgeber eingetra-
gen werden. Sie kann zunächst rangbereit oder im Rang nach oder im Gleichrang mit weiteren 
Belastungen eingetragen werden, wenn der Notar dies ausdrücklich beantragt.

Die Grundschuld darf nicht ohne Zustimmung des jeweiligen Eigentümers abgetreten werden.

Der Gläubiger verpflichtet sich, nach vollständiger Kaufpreiszahlung die zur Löschung der Grund-
schuld erforderliche Bewilligung unverzüglich zu erteilen. Die Kosten der Löschung hat der Erwerber 
zu tragen.

Der Gläubiger wird an einer Abtretung der vorstehend bewilligten Grundschuld an etwaige Finanzierungs-
gläubiger des Schuldners mitwirken, sofern sichergestellt ist, dass die durch die Grundschuld zu sichernden 
Darlehen der Tilgung der vorstehend unter 1. begründeten Darlehensschuld des Schuldners dienen.

Soweit der hier bestellten Grundschuld gegenwärtig oder künftig Grundpfandrechte im Range vor-
gehen oder gleichstehen, tritt der Eigentümer hiermit seine – auch künftigen oder bedingten – An-
sprüche auf Rückübertragung, auf Erteilung einer Löschungsbewilligung oder Verzichtserklärung 
sowie auf Herausgabe des Übererlöses im Verwertungsfall an den Gläubiger ab. Der Gläubiger ist 
ermächtigt, bei den Gläubigern vorrangiger Grundpfandrechte Auskünfte über deren Valutierung 
einzuholen.

Der Schuldner unterwirft sich wegen aller Ansprüche des Gläubigers aus der Grundschuld nebst 
Zinsen der sofortigen Zwangsvollstreckung in das Objekt mit der Maßgabe, dass die Zwangsvoll-
streckung gegen den jeweiligen Eigentümer zulässig sein soll. Der Notar kann dem Gläubiger je-
derzeit eine vollstreckbare Ausfertigung dieser Urkunde ohne besonderen Nachweis erteilen. Auf 
das Recht, diese Weisung zu widerrufen, wird verzichtet.

3. Grundbucherklärungen

Die Beteiligten bewilligen und beantragen, dass in das jeweilige Grundbuch eingetragen wird zu 
Lasten vorstehend näher bezeichneten Objekts:
	– eine Buchgrundschuld zur Sicherung des Restablösebetrages mit dem in vorstehend 2. nieder-

gelegten Inhalt nebst Abtretungsbeschränkung zugunsten des jeweiligen Eigentümers sowie 
dinglicher Zwangsvollstreckungsunterwerfung des jeweiligen Eigentümers zugunsten des Dar-
lehensgebers als Gesamtgläubiger.

Die Grundschuld ist an erster Rangstelle einzutragen.

	▶ Kostenhinweis:

Es liegt ein Darlehensvertrag vor, der nach den Grundsätzen des § 97 Abs. 1 GNotKG mit dem aus-
gegebenen Darlehensbetrag zu bewerten ist. Für einen Darlehensvertrag fällt eine 2,0-Gebühr nach 
KV-Nr. 21100 GNotKG an. Die Buchgrundschuld, die zur Absicherung des Darlehens bestellt wird, ist 
gem. § 109 Abs. 1 GNotKG derselbe Beurkundungsgegenstand und bleibt kostenrechtlich unbeachtet.  

A.  Verwandtschaft und vermögensrechtliche Vereinbarungen� Kapitel 8
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2. � Kettenschenkung

Im Übrigen sollten Zuwendungen an das Schwiegerkind grundsätzlich nur im Wege der Ketten-
schenkung erfolgen, also eine Schenkung zunächst an das eigene Kind erfolgen, welches dann die 
Zuwendung (teilweise) an seinen Ehegatten weitergibt. Von direkten Schenkungen an das Schwie-
gerkind wird seitens der Gestaltungsliteratur inzwischen überwiegend abgeraten.

Die Gestaltung einer Kettenschenkung kann dabei so vorgenommen werden, dass zunächst eine 
Zuwendung an das eigene Kind, etwa im Wege vorweggenommener Erbfolge, erfolgt. Hierbei kön-
nen sich die Eltern die allgemein für Schenkungen üblichen Rückforderungsrechte vorbehalten, 
die im Übrigen meist auch den Scheidungsfall erfassen. Im Rahmen des Rückforderungsrechtes ist 
dann zu klären, inwieweit ein Ersatz von Verwendungen oder Wertsteigerungen erfolgen soll, wie 
mit eingetragenen Belastungen umzugehen ist und wer die Kosten der Rückübertragung zu tragen 
hat. Die Ausübungsmodalitäten sollten dabei so genau wie möglich bereits im Vorfeld konkret fest-
gelegt werden, um spätere Unklarheiten und Verzögerungen zu vermeiden.

	▶ Muster: Rückforderungsrechte bei Schenkung einer Immobilie im Wege vorweggenom-
mener Erbfolge

[Regelungen zur Übertragung]

Rückforderungsrecht
	1.	 Der Veräußerer ist – bei mehreren Veräußerern alle als Gesamtberechtigte gem. § 428 BGB, 

nach dem Tod des Erstversterbenden von ihnen der Längstlebende alleine – berechtigt, von 
dem Erwerber bzw. dessen Rechtsnachfolger – nachfolgend auch jeweils einzeln »der Ver-
pflichtete« – die (Rück-) Übereignung des gesamten auf diesen bzw. dessen Rechtsvorgänger 
übertragenen Objekts oder Teile desselben zu verlangen, wenn auch nur einer der nachstehen-
den Fälle eintritt (»Rückforderungsrecht«):

	 a)	 Über das Vermögen des Verpflichteten wird das Insolvenzverfahren eröffnet oder der An-
trag auf Eröffnung mangels Masse abgelehnt.

	 b)	 Es wird eine Zwangsvollstreckungsmaßnahme in das übertragene Objekt eingeleitet und nicht 
innerhalb von zwei Monaten wieder beseitigt oder der Verpflichtete gibt eine Vermögensaus-
kunft nach § 802c ZPO ab oder es wird gegen ihn Haft zur Abgabe dieser Auskunft angeordnet.

	 c)	 Der Verpflichtete verstirbt.
	 d)	 Der Verpflichtete verfügt über das Objekt oder Teile desselben ohne vorherige schriftliche 

Zustimmung des Veräußerers, namentlich veräußert oder belastet diesen. Als Verfügung 
gilt dabei auch die Neuvalutierung von Grundpfand-rechten durch den Verpflichteten wie 
auch der Antrag auf Durchführung einer Teilungsversteigerung.

	 e)	 Wenn beim jeweiligen Verpflichteten die Voraussetzungen für die Bestellung eines Be-
treuers gem. § 1814 BGB eintreten sollten, auch wenn eine Betreuerbestellung für diesen 
z.B. wegen Vollmachtserteilung nicht erforderlich sein sollte.

	 f)	 Der Verpflichtete oder sein Ehegatte hat vorzeitigen Zugewinnausgleich oder die Schei-
dung der Ehe beantragt, wenn die Eheleute keinen Ehevertrag geschlossen haben, wonach 
das Objekt einschließlich Wertsteigerung vom Zugewinn ausgenommen ist.

	 g)	 Das zuständige Finanzamt setzt für die vertragsgegenständliche Zuwendung Schenkung-
steuer fest.

	2.	 Das Rückforderungsrecht ist vor seiner Ausübung weder vererblich noch übertragbar. Es er-
lischt mit dem Tod des Veräußerers, auch wenn die Anspruchsvoraussetzungen bereits zu des-
sen Lebzeiten vorlagen.

	3.	 Das Rückforderungsrecht kann nur schriftlich ausgeübt werden, und zwar durch eingeschrie-
benen Brief (Einwurfeinschreiben) an die letztbekannte Anschrift des jeweiligen Eigentümers.

Durch gesetzliche Vertreter oder Sachwalter kann es indes nicht ausgeübt werden.
Ob und inwieweit zurückgefordert wird, steht im Belieben des Veräußerers.
	4.	 Das Rückforderungsrecht kann nur innerhalb von drei Monaten ausgeübt werden, nachdem 

der Veräußerer – bei mehreren Veräußerern beide bzw. der Längstlebende von ihnen – von 
den Tatsachen Kenntnis erlangt hat, die ihn zur Rückforderung berechtigen. Der jeweilige Ver-
pflichtete hat auf Verlangen Auskunft über diese Tatsachen zu erteilen. Wird das Recht nicht 
ausgeübt, steht dies der Ausübung bei einem neuen Rückforderungsfall nicht entgegen.
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	 5.	 Nach Ausübung des Rechtes ist das Eigentum an dem zurückgeforderten Objekt durch notarielle 
Urkunde mit Auflassung dem Veräußerer oder einem von diesem benannten Dritten zu übertragen.

	 6.	 Die Rückübertragung hat unentgeltlich und lastenfrei zu erfolgen, wechselseitige Ausgleichs-
ansprüche – etwa für in der Vergangenheit geleistete Aufwendungen, Zins- und Tilgungsleis-
tungen oder gezogene Nutzungen, Arbeitsleistungen, einmalige oder wiederkehrende Dienst- 
oder Geldleistungen, planmäßige wie Sondertilgungen, notwendige wie auch nur nützliche 
Verwendungen – sind ausgeschlossen, soweit nachstehend nichts anderes vereinbart ist:

	 a)	 Die derzeit eingetragenen sowie künftigen unter schriftlicher Zustimmung des Veräuße-
rers eingetragenen Belastungen hat der Veräußerer im Fall der Rückübertragung zu über-
nehmen, soweit diese Vorrang vor seiner Vormerkung haben.

	 b)	 Die den zu übernehmenden Belastungen zugrunde liegenden Verbindlichkeiten sind 
ebenfalls zu übernehmen, und zwar nach dem Stand der Valuta bei Ausübung des Rück-
forderungsrechts, jedoch nur insoweit als sie durch der Rückauflassungsvormerkung des 
Veräußerers vorrangige Belastungen gesichert werden und nur soweit sie von dem Unter-
halt oder baulichen Maßnahmen auf dem Objekt herrühren.

Wird die Schuldübernahme nicht genehmigt, genügt die Freistellung im Innenverhältnis.
	 c)	 Es werden darüber hinaus aus Mitteln des Verpflichteten erbrachte werterhöhende Auf-

wendungen auf das Objekt dem Verpflichteten bis zu der bei Ausübung des Rückforde-
rungsrechts vorhandenen Wertsteigerung erstattet. Hierauf sind etwa zu übernehmende 
Verbindlichkeiten anzurechnen.

	 e)	 Dem Erwerber sind außerdem die aufgrund der heutigen Urkunde erbrachten Gegen-
leistungen, insbesondere die an seine Geschwister geleisteten Geldzahlungen unverzins-
lich zu erstatten. Nicht zu erstatten sind geleistete Dienste, wiederkehrende Leistungen, 
Tilgungen, geleistete Zinsen, Arbeitsleistungen oder die gezogenen Nutzungen.

Die mit der Rückforderung verbundenen Kosten und Steuern trägt der zur Rückübereignung 
Verpflichtete.

	 7.	 Zur Sicherung des Rückforderungsrechtes bestellen die Beteiligten eine Vormerkung auf dem 
heute übertragenen Objekt. Die Vormerkung erlischt drei Monate nach dem Tod des Längst-
lebenden der Veräußerer.

	 8.	 Jeder Verpflichtete wird hiermit einzeln, unwiderruflich und befreit von § 181 BGB bevollmächtigt, 
nach dem Tod beider Veräußerer unter Vorlage der Sterbeurkunde zu bewilligen und zu beantra-
gen, die auf dem Objekt zugunsten des Veräußerers eingetragenen Vormerkungen zu löschen.

	10.	 Der Veräußerer wird hiermit einzeln und befreit von § 181 BGB bevollmächtigt, nach dem 
Tod eines Verpflichteten alle Erklärungen abzugeben und zu empfangen, die zur Rückübertra-
gung des heute auf diesen übertragenen Objekts erforderlich sind, und zwar unwiderruflich 
bis zum Ablauf von zwölf Monaten nach dem Tod des jeweiligen Verpflichteten.

	▶ Kostenhinweis:

Es liegt ein Austauschvertrag gem. § 97 Abs. 3 GNotKG vor. Dem Verkehrswert gem. § 46 GNotKG 
des überlassenen Grundbesitzes ist als Gegenleistung der kostenrechtliche Wert des vereinbarten Rück-
forderungsrechts gegenüberzustellen. Der höhere Wert ist als Geschäftswert maßgebend.

Für das Rückübertragungsrecht vertritt die obergerichtliche Rechtsprechung17 zur (insoweit vergleich-
baren) Bewertung von Rückauflassungsvormerkungen, die einen unter mehreren Bedingungen ste-
henden oder befristeten Rückübertragungsanspruch mit einer Vielzahl von Ausübungsmöglichkeiten 
sichern, weitaus überwiegend die Auffassung, dass der Wert in entsprechender Anwendung des § 51 
Abs. 1 Satz 2 GNotKG mit dem halben Wert der betroffenen Sache anzunehmen sei.  

Auf das vorstehend enthaltene Rückgewährrecht im Scheidungsfall kann bei einer Kettenschenkung 
auch verzichtet werden, wenn das Kind bei Weiterübertragung an den Ehegatten ohnehin entsprechende 
Regelungen für den Scheidungsfall treffen wird. So begegnet man der Gefahr, dass die Eltern eine gütliche 
Trennung unter Umständen durch die Geltendmachung von Rückforderungsansprüchen unterlaufen 

17	 OLG Bamberg, ZNotP 2018, 116 m.Anm. Fackelmann; OLG Celle, JurBüro 2018, 513 = RNotZ 2019, 
175; OLG Dresden, NotBZ 2017, 272; OLG Zweibrücken, FGPrax 2017, 46; OLG Köln, FGPrax 2016, 
188; OLG München, FGPrax 2015, 230 = Rpfleger 2016, 123.

A.  Verwandtschaft und vermögensrechtliche Vereinbarungen� Kapitel 8
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könnten.18 Hier kommt es jedoch wohl darauf an, inwieweit sich die Eltern auf die Regelungen der Ehe-
gatten untereinander, die diese ja auch jederzeit wieder aufheben könnten, verlassen möchten.

Das eigene Kind kann dann im Wege einer ehebedingten Zuwendung den Zuwendungsgegenstand 
ganz oder teilweise an seinen Ehegatten weitergeben. Die im Rahmen des Ausgangsvertrag verein-
barte Verfügungsbeschränkung gewährleistet, dass die Eltern hierbei ihre Zustimmung zur Weiter-
veräußerung von der Vereinbarung von Rückforderungsansprüchen zwischen den Ehegatten im 
Scheidungsfall abhängig machen können. Die Übertragung erfolgt dann im Wege der ehebedingten 
Zuwendung. Hinsichtlich der möglichen Gestaltungen kann daher auf die vorstehenden Ausfüh-
rungen und dort aufgenommenen Musterformulierungen verwiesen werden.19

Im Hinblick auf die zeitliche Gestaltung dürfte unter steuerlichen Gesichtspunkten trotz der mittler-
weile vorliegenden Rechtsprechung des BFH20 zu empfehlen sein, eine gewisse Frist zwischen Eltern-
schenkung und ehebedingter Zuwendung einzuhalten, um zu dokumentieren, dass die Übertragung 
an den Ehegatten auf Grundlage eines eigenen Willensentschlusses des Kindes erfolgt ist. Auf die Be-
urkundung beider Übertragungen in einer Urkunde sollte daher sicherheitshalber verzichtet werden.21 
Hierfür spricht auch noch, dass bei einem gewissen zeitlichen Abstand der Übertragungen die Vormer-
kungswirkung der für die Eltern aus der Erstübertragung eingetragenen Auflassungsvormerkung auch 
gegenüber dem Schwiegerkind volle Geltung entfaltet. Dies ist bei Beurkundung in einem Notartermin 
regelmäßig nicht der Fall, da die Vormerkung im Zeitpunkt der Folgeauflassung bereits im Grundbuch 
eingetragen sein muss, um ihre Wirkungen aus § 883 Abs. 2 Satz 1 BGB zu entfalten.22

Generell ist bei der Gestaltung von Rückgewährverpflichtungen zu beachten, inwieweit die Zuwen-
dungsempfänger Investitionen auf den Zuwendungsgegenstand vornehmen werden. Schenken die 
(Schwieger-) Eltern beispielsweise ein Baugrundstück und erfolgt die Bebauung im Nachgang mit Mit-
teln der Eheleute, so dürfte eine dingliche Rückgewährklausel im Regelfall nicht sachgerecht sein. Hier 
könnte dann eine Rückgewähr in Form eines finanziellen Ausgleichsanspruchs eher angemessen sein.

3. � Echte Schenkung

Wollen Schwiegereltern ihrem Schwiegerkind tatsächlich etwas schenken, was diesem unabhängig vom 
Bestand der Ehe zugutekommen soll, so sollte dies im Vertrag ausdrücklich zum Ausdruck kommen.

	▶ Muster: Vereinbarung einer »echten« Schenkung an das Schwiegerkind

Die Zuwendung erfolgt im Wege der Schenkung ohne weitere Vorbehalte und Auflagen und soll dem 
Erwerber auch unabhängig von dem Bestand der Ehe mit der Tochter der Veräußerer verbleiben. Eine 
Rückforderung anlässlich der Trennung oder Scheidung der Eheleute ist daher ausgeschlossen, und 
zwar unabhängig davon, ob es sich um einen Geldanspruch oder die Rückgewähr in Natur handelt.  

4. � Zuwendung unter Vereinbarung einer Geschäftsgrundlage

Ist eine Zuwendung an das Schwiegerkind nicht für alle Fälle, sondern nur für die Dauer des Be-
standes der Ehe gewünscht, so sollte diese Geschäftsgrundlage bei der Zuwendung ausdrücklich 
vereinbart werden.

18	 So Langenfeld/Milzer/Milzer, Eheverträge und Scheidungsvereinbarungen, Rn. 983.
19	 Vgl. unter Kapitel 5.
20	 BFH, ZEV 2012, 562; ZEV 2013, 629. Vgl. zum Ganzen auch Langenfeld/Milzer/Milzer, Eheverträge 

und Scheidungsvereinbarungen, Rn. 978 ff.
21	 So auch Ihle, notar 2014, 48, 49.
22	 Langenfeld/Milzer/Milzer, Eheverträge und Scheidungsvereinbarungen, Rn. 983.
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	▶ Muster: Zuwendung eines Geldbetrages unter Vereinbarung einer Geschäftsgrundlage 
und Rückgewähranspruch

A und B werden ihrem Schwiegersohn C zum Erwerb des Familienwohnheims einen Betrag von 
EUR                  (in Worten Euro                 ) schenkweise zur Verfügung stellen. Die Zuwen-
dung erfolgt in der Erwartung, dass die Ehe zwischen C und der Tochter von A und B, D, dauerhaft 
fortbesteht. Dies wird somit als Geschäftsgrundlage für die Zuwendung vereinbart.

Sollte die Ehe von C und D rechtskräftig geschieden werden, so hat C den zugewandten Betrag an 
A und B oder einen von diesen benannten Dritten zu erstatten. Die Erstattung hat zinsfrei zu erfol-
gen. Eine Wertsicherung wollen die Beteiligten nicht vereinbaren. Auch wünschen die Beteiligten 
nach Belehrung über die hiermit verbundenen Gefahren keine dingliche Absicherung der Rück-
zahlungsverpflichtung, etwa durch Eintragung einer Grundschuld auf dem Familienwohnheim.

	▶ Kostenhinweis:

Die Vereinbarung betrifft die Zuwendung eines Geldbetrags, die nach den Grundsätzen des § 97 
Abs. 1 GNotKG mit dem zugewendeten Geldbetrag zu bewerten ist.  

	▶ Muster: Sachzuwendung unter Vereinbarung einer Geschäftsgrundlage und Rückgewähr-
anspruch

§ 1

Vorbemerkung

A und B (im Folgenden auch gemeinsam »der Veräußerer«) sind Alleineigentümer des folgen-
den Grundbesitzes im Grundbuch des Amtsgerichts                  von                 , Blatt    
                 eingetragen:

              

Die Beteiligten sind übereingekommen, dass das Eigentum der Tochter D und dem Schwiegersohn C 
(im Folgenden auch jeweils »Erwerber« genannt) zu je 1/2 Anteil übertragen werden soll. Die Zuwen-
dung an den Schwiegersohn erfolgt in der Erwartung, dass die Ehe zwischen C und der Tochter der 
von A und B, D, dauerhaft fortbesteht. Dies wird somit als Geschäftsgrundlage für die Zuwendung 
vereinbart.

§ 2

Rückforderungsrecht
	1.	 Der Veräußerer als Gesamtberechtigte, der Längstlebende von ihnen allein, ist berechtigt, von 

dem Erwerber bzw. dessen Rechtsnachfolger – nachfolgend auch jeweils einzeln »der Ver-
pflichtete« – die (Rück-) Übereignung des gesamten auf diesen bzw. dessen Rechtsvorgänger 
übertragenen Objekts oder Teile desselben zu verlangen, wenn auch nur einer der nachstehen-
den Fälle eintritt (»Rückforderungsrecht«):

	 a)	 Wenn die Erwerber länger als sechs Monate getrennt leben i.S.d. § 1567 BGB. Wird in 
diesem Fall das Rückübertragungsverlangen nicht spätestens bis zur Rechtskraft der Schei-
dung gestellt, entfällt das Rückforderungsrecht auch aus allen anderen Gründen; die zur 
Sicherung des bedingten Rückforderungsanspruchs bewilligte Vormerkung ist auf Kosten 
des Erwerbers zu löschen.

[ggf. weitere Rückforderungsgründe, vgl. oben                 ]
	1.	 Das Rückforderungsrecht ist vor seiner Ausübung weder vererblich noch übertragbar. Es er-

lischt mit dem Tod des Veräußerers, auch wenn die Anspruchsvoraussetzungen bereits zu des-
sen Lebzeiten vorlagen.

	2.	 Das Rückforderungsrecht kann nur schriftlich ausgeübt werden, und zwar durch eingeschrie-
benen Brief (Einwurfeinschreiben) an die letztbekannte Anschrift des jeweiligen Eigentümers. 
Durch gesetzliche Vertreter oder Sachwalter kann es indes nicht ausgeübt werden.

A.  Verwandtschaft und vermögensrechtliche Vereinbarungen� Kapitel 8
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Ob und inwieweit zurückgefordert wird, steht im Belieben des Veräußerers.
	1.	 Das Rückforderungsrecht kann nur innerhalb von drei Monaten ausgeübt werden, nachdem der 

Veräußerer von den Tatsachen Kenntnis erlangt hat, die ihn zur Rückforderung berechtigen. Der 
jeweilige Verpflichtete hat auf Verlangen Auskunft über diese Tatsachen zu erteilen. Wird das 
Recht nicht ausgeübt, steht dies der Ausübung bei einem neuen Rückforderungsfall nicht ent-
gegen.

	2.	 Nach Ausübung des Rechtes ist das Eigentum an dem zurückgeforderten Objekt durch notarielle 
Urkunde mit Auflassung dem Veräußerer oder einem von diesem benannten Dritten zu übertra-
gen.

	3.	 Die Rückübertragung hat unentgeltlich und lastenfrei zu erfolgen, wechselseitige Ausgleichs-
ansprüche – etwa für in der Vergangenheit geleistete Aufwendungen, Zins- und Tilgungsleis-
tungen oder gezogene Nutzungen, Arbeitsleistungen, einmalige oder wiederkehrende Dienst- 
oder Geldleistungen, planmäßige wie Sondertilgungen, notwendige wie auch nur nützliche 
Verwendungen – sind ausgeschlossen, soweit nachstehend nichts anderes vereinbart ist:

	 a)	 Die derzeit eingetragenen sowie künftigen unter schriftlicher Zustimmung des Veräußerers 
eingetragene Belastungen hat der Veräußerer im Fall der Rückübertragung zu überneh-
men.

	 b)	 Die den zu übernehmenden Belastungen zugrunde liegenden Verbindlichkeiten sind eben-
falls zu übernehmen, und zwar nach dem Stand der Valuta bei Ausübung des Rückforde-
rungsrechts, jedoch nur insoweit als sie durch der Rückauflassungsvormerkung des Ver-
äußerers vorrangige Belastungen gesichert werden.

	 c)	 Wird die Schuldübernahme nicht genehmigt, genügt die Freistellung im Innenverhältnis.
	 d)	 Im Fall vorstehend a) werden getätigte Aufwendungen des Verpflichteten auf das Objekt 

zum Zeitwert im Zeitpunkt der Rückübertragung dem Verpflichteten erstattet. Im Übrigen 
findet eine Erstattung von Aufwendungen nicht statt.23

Die mit der Rückforderung verbundenen Kosten und Steuern trägt der Veräußerer.
	1.	 Zur Sicherung des Rückforderungsrechtes bestellen die Beteiligten eine Vormerkung auf dem heu-

te übertragenen Objekt. Die Vormerkung erlischt drei Monate nach dem Tod des Veräußerers.
	2.	 Der Veräußerer wird befreit von § 181 BGB bevollmächtigt, nach dem Tod eines Verpflichteten 

alle Erklärungen abzugeben und zu empfangen, die zur Rückübertragung des heute auf diesen 
übertragenen Objekts erforderlich sind, und zwar unwiderruflich bis zum Ablauf von zwölf 
Monaten nach dem Tod des jeweiligen Verpflichteten.

[Weitere Regelungen zur Übertragung]

	▶ Kostenhinweis:

Es liegt ein Austauschvertrag gem. § 97 Abs. 3 GNotKG vor. Dem Verkehrswert gem. § 46 GNotKG 
des überlassenen Grundbesitzes ist als Gegenleistung der kostenrechtliche Wert des vereinbarten 
Rückforderungsrechts gegenüberzustellen. Der höhere Wert ist als Geschäftswert maßgebend.
Für das Rückforderungsrecht vertritt die obergerichtliche Rechtsprechung24 zur (insoweit ver-
gleichbaren) Bewertung von Rückauflassungsvormerkungen, die einen unter mehreren Be-
dingungen stehenden oder befristeten Rückübertragungsanspruch mit einer Vielzahl von Aus-
übungsmöglichkeiten sichern, weitaus überwiegend die Auffassung, dass der Wert in entsprechen-
der Anwendung des § 51 Abs. 1 Satz 2 GNotKG mit dem halben Wert der betroffenen Sache 
anzunehmen sei.  

5. � Zuwendung von Schwiegereltern in Scheidungsfolgenvereinbarungen
Ist nach den vorstehenden Erläuterungen entweder aufgrund gesetzlicher Rückforderungsansprüche 
aus Schenkungsrecht oder wegen konkret vertraglich vereinbarter Rückforderungsansprüche eine 
Rückforderung von Zuwendungen durch die Schwiegereltern nicht auszuschließen, so sollte dies unbe-
dingt in die Überlegungen zur Gestaltung von Scheidungsfolgevereinbarungen einbezogen werden, da 
diese sonst ihre abschließende streitebende Wirkung verlieren können, wenn im Nachgang vermögens-
rechtliche Ansprüche von Dritter Seite erhoben werden. Dies kann entweder durch eine Beteiligung 

23	 Vgl. hierzu die Ausführungen unter Kap. 5 Rdn. 723 ff. 
24	 OLG Bamberg, ZNotP 2018, 116 m.Anm. Fackelmann; OLG Celle, JurBüro 2018, 513 = RNotZ 2019, 

175; OLG Dresden, NotBZ 2017, 272; OLG Zweibrücken, FGPrax 2017, 46; OLG Köln, FGPrax 2016, 
188; OLG München, FGPrax 2015, 230 = Rpfleger 2016, 123.
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der Schwiegereltern an der Vereinbarung und damit endgültigen Klärung etwaiger Rückforderungs-
ansprüche in diesem Kontext geschehen oder durch eine entsprechende Freistellungsverpflichtung des 
Kindes gegenüber seinem Ehegatten. Verschweigt ein Ehepartner bei Abschluss einer Scheidungsver-
einbarung die ihm bereits bekannte Absicht seiner Eltern zur Geltendmachung von Rückforderungsan-
sprüchen, so kann dies die Wirksamkeit der gesamten Scheidungsfolgenvereinbarung in Frage stellen.25 
Diese Problematik wird in der Praxis häufig übersehen und birgt nicht gerade geringes Konfliktpoten-
tial. Häufig gehen die Eheleute nämlich aufgrund der in den Scheidungsvereinbarungen enthaltenen 
umfassenden Verzichtsklauseln davon aus, mit der Vereinbarung seien alle möglichen Ansprüche auch 
tatsächlich erledigt. Das Bewusstsein, dass hiermit nicht Ansprüche Dritter »erledigt« werden können, 
fehlt. Hier muss der Berater unbedingt den Sachverhalt sorgfältig ermitteln und ggf. ergänzende Frei-
stellungsvereinbarungen aufnehmen.26

	▶ Muster: Freistellungsverpflichtung hinsichtlich Schwiegerelternschenkung in Scheidungs-
folgenvereinbarung

Die Eltern der Ehefrau haben beide Eheleute beim Erwerb des vorstehend auf die Ehefrau zu 
Alleineigentum übertragenen Familienheim unterstützt und dabei auch dem Ehemann finanzielle 
Mittel zur Verfügung gestellt. Die Beteiligten sind sich darüber einig, dass der Ehemann durch die 
Übertragung des Familienwohnheims auf die Ehefrau alle diesbezüglich bestehenden Verpflich-
tungen bereits erfüllt und daher nicht mehr zur Rückgewähr der geleisteten Zuwendung an die 
Schwiegereltern verpflichtet sein soll. Die Eheleute vereinbaren daher Folgendes:

Die Ehefrau stellt den Ehemann umfassend von sämtlichen Rückgewähransprüchen in Zusammen-
hang mit der vorgenannten Zuwendung durch die Schwiegereltern frei.  

6. � Zuwendungen durch andere Verwandte

Für die Zuwendungen von anderen Verwandten dürften die gleichen Grundsätze gelten, wie für Zu-
wendungen durch die Schwiegereltern.27 Im Zweifel erfolgt eine Zuwendung damit als Schenkung 
unter der Vorstellung, die Ehe der Beteiligten werde Bestand haben. Erfüllt sich diese Erwartung nicht, 
kommen Rückgewähransprüche insbesondere unter der Grundlage des Wegfalles der Geschäftsgrund-
lage in Betracht (§ 313 BGB). Steuerlich sind derartige Zuwendungen häufig nicht zu empfehlen, da 
auch der Freibetrag zugunsten des Verwandten, etwa der Nichte oder des Neffen nur 20.000,-- EUR 
beträgt und daher größere Schenkungen mit einer nicht unerheblichen Steuerlast belegt sind. Im Hin-
blick auf Gestaltungsmöglichkeiten kann jedoch auf die obigen Ausführungen verwiesen werden.

7. � Zuwendungen von Schwiegerkindern an Schwiegereltern

In der Praxis spielen meist Zuwendung der älteren Generation an die Jüngeren eine Rolle. Dies ist 
daher auch die Konstellation, die die Gerichte überwiegend beschäftigt. Es ist jedoch nicht auszu-
schließen, dass Zuwendungen auch in anderer Richtung erfolgen, also Vermögensverschiebungen 
vom Schwiegerkind in Richtung der Schwiegereltern vorgenommen werden. Dies ist insbesondere 
im Rahmen der Zuwendung durch Mitarbeit denkbar. Anders als bei Zuwendungen von Schwie-
gereltern an Schwiegerkinder wird in der umgekehrten Richtung aber grundsätzlich nicht von einer 
Anwendbarkeit von § 313 BGB ausgegangen. Argumentiert wird in diesem Rahmen damit, dass 
den Schwiegereltern nicht zumutbar sei, am Risiko des Scheiterns der Ehe ihres Kinders wirtschaft-
lich beteiligt zu sein und dass es im Regelfall an Anhaltpunkten dafür fehlt, dass die Beteiligten den 
Bestand der Ehe als Grundlage überhaupt in ihre Überlegungen einbezogen haben.

So entschied der BGH 198428 über einen Sachverhalt, in dem der Schwiegersohn im Haus sei-
ner Schwiegermutter eine Wohnung ausgebaut hatte, in der er zunächst selber miteinzog, nach 

25	 Vgl. zum Ganzen Langenfeld/Milzer/Milzer, Eheverträge und Scheidungsvereinbarungen, Rn. 987 ff.
26	 Hierzu auch Krauß, Vermögensnachfolge in der Praxis, Rn. 3192.
27	 So auch Herr, in Münch, FamR-NotGP, Rn. 385.
28	 BGH, NJW 1985, 313.
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Trennung aber nur noch die Ehefrau mit den Kindern dort verblieb. Der Schwiegersohn machte 
nunmehr Aufwendungsersatz geltend. Zwar liege keine reine Gefälligkeit vor, ein Ersatz nach den 
Grundsätzen über den Wegfall der Geschäftsgrundlage käme aber ebenso nicht in Betracht, da es 
an Anhaltspunkten fehle, der Schwiegersohn habe die Aufwendungen unter der Voraussetzung des 
Fortbestands seiner Ehe getätigt. Hier kann in der Tat zunächst an einen Leihvertrag als Rechts-
grundlage gedacht werden, der solange Bestand haben soll, wie die Räume als Familienwohnheim 
genutzt werden können.29 Auch im Übrigen lehnte der BGH einen Anspruch des Schwieger-
sohns, etwa aus Zweckverfehlungskondiktion, ab. Warum hier ein so deutlicher Unterschied zu der 
Schwiegerelternzuwendung gezogen wird, ist nicht ganz ersichtlich und dogmatisch nicht überzeu-
gend.30 In der Praxis wird man gleichwohl mit diesem Ergebnis leben müssen.

Im Hinblick auf die Beratungspraxis bedeutet die oben geschilderte Rechtslage jedoch, dass hier 
vertragliche Regelungen besondere Bedeutung haben, denn die Beteiligten können sich nicht auf 
das Eingreifen anderweitiger Rechtsgrundlagen verlassen. Eine Sensibilisierung der Beteiligten für 
die fehlenden Anspruchsgrundlagen ist daher besonders wichtig. Im Rahmen der konkreten Zu-
wendung könnten dann ähnliche Regelungen getroffen werden, wie auch für Schwiegerelternzu-
wendungen. So können Geldbeträge als Darlehen zur Verfügung gestellt werden, welches im Schei-
dungsfall zurückzugewähren ist. Gleichfalls kommt die Vereinbarung eines auf den Scheidungsfall 
aufschiebend bedingten Aufwendungsersatzanspruchs in Betracht. Auch dingliche Rückforde-
rungsrechte sind denkbar, wobei die Zuwendung von Immobilien o.ä. in dieser Konstellation nicht 
zuletzt aus steuerlichen Erwägungen wohl in der Praxis keine große Bedeutung haben dürften.

B. � Elternunterhalt

I. � Einleitung

In einer immer älter werdenden Gesellschaft, die mit immer höheren Kosten für eine Versorgung 
im Alter konfrontiert ist, stellt sich auch immer öfter die Frage nach einer Inanspruchnahme von 
Kindern für den Unterhalt ihrer (pflegebedürftigen) Eltern.31 Sowohl Eltern und Kinder treibt 
daher nicht unberechtigt die Frage um, inwieweit eine Inanspruchnahme im Rahmen des Eltern-
unterhalts zu befürchten ist. Auch die Rechtsprechung ist immer häufiger mit Fragen des Eltern-
unterhalts befasst.32 Aufgrund des demografischen Wandels ist zu vermuten, dass sich diese Proble-
matik in Zukunft noch deutlich häufiger stellen wird.

Der Elternunterhalt beschäftigt die notarielle Praxis zunächst dabei meist nur indirekt. Meist 
kommt er zur Sprache, wenn Eltern Vermögen aus der Sorge auf ihre Kinder übertragen möchten, 
dieses solle auf keinen Fall für eine spätere Pflege herangezogen werden können. Hier ist natür-
lich zunächst auf die Möglichkeit der Schenkungsrückforderung wegen Verarmung des Schenkers 
aus § 528 BGB zu verweisen, der auf den Sozialhilfeträger übergeleitet werden kann, soweit nicht 
zum Zeitpunkt des Eintritts der Bedürftigkeit seit der Schenkung 10 Jahre verstrichen sind. Auch 
über diesen Anspruch hinaus können jedoch Kinder von ihren Eltern im Falle der Bedürftigkeit 
auf Unterhalt in Anspruch genommen werden. Selten wird dieser Anspruch allerdings durch die 
Berechtigten selber geltend gemacht. Gem. § 94 Abs. 1 SGB XII kann dieser Anspruch vom öffent-
lichen Träger der Sozialhilfe geltend gemacht werden. Hiernach geht der Unterhaltsanspruch des 
Sozialhilfeempfängers bis zur Höhe der gewährten Sozialhilfe auf den Träger der Sozialhilfe über, 
solange dieser Sozialhilfe gewährt. Der Sozialhilfeanspruch ist gegenüber dem Unterhaltsanspruch 
subsidiär, so dass die gewährte Sozialhilfe für die Unterhaltsberechnung ohne Belang bleibt. Fami-
liäre Bindungen, die ansonsten die Geltendmachung von Ansprüchen unter Umständen tatsächlich 

29	 Krauß, Vermögensnachfolge in der Praxis, Rn. 3187.
30	 So auch Fazit bei Herr, in Münch, FamR-NotGP, Rn. 385 b.
31	 So schon Krauß, DNotZ 2004, 502; Herr, FamRZ 2005, 1021 ff.
32	 Vgl. für eine Rechtsprechungsübersicht Krauß, Vermögensnachfolge in der Praxis, Rn. 872 ff.
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unterbinden würden, sind dementsprechend in dieser Konstellation nicht von Belang. Vielmehr 
ist der Träger der Sozialhilfe gehalten, im Interesse der Allgemeinheit alle bestehenden Ansprüche 
auch durchzusetzen. Der Familienfriede spielt in diesem Zusammenhang also keine Rolle. Nicht 
zuletzt deswegen ist die Sorge vor einer Inanspruchnahme durch die beteiligten Kinder aber auch 
durch die Eltern häufig groß, obwohl die Hürden für die Inanspruchnahme der Kinder erst jüngst 
deutlich erhöht worden sind.

II. � Rechtsgrundlagen

1. � Voraussetzungen des Elternunterhalts

Das BGB hat für den Elternunterhalt keine Sonderregelungen geschaffen. Vielmehr gelten die 
Grundsätze über Bedarf, Bedürftigkeit und Leistungsfähigkeit hier genau so, wie bei allen Unter-
haltsansprüchen zwischen Verwandten.33 Es sind damit also auch auf den Elternunterhalt die 
§§ 1601 ff. BGB anwendbar. Allerdings werden rechtspolitisch auf den Eltern- andere Maßstäbe 
angelegt, als an den Kindes- oder Ehegattenunterhalt. Dies erfolgt vor dem Hintergrund, dass es für 
Kinder, die sich gerade ihre eigene Lebensgrundlade aufbauen und für ihre eigene Familie sorgen 
müssen, eine größere Härte bedeutet, zu Unterhaltszahlungen herangezogen zu werden, an deren 
Begründung sie keinen willentlichen Anteil hatten.34 Der Elternunterhalt rangiert daher im Rang-
system des Unterhaltsrechts an letzter Stelle (§ 1609 BGB).

Voraussetzung für die Gewährung von Elternunterhalt ist damit zum einen die Bedürftigkeit des 
Elternteils (§ 1602 Abs. 1 BGB). Der Unterhaltsberechtigte darf weder über Einkommen noch 
über verwertbares Vermögen verfügen, welches ihm ermöglichen würde, seinen eigenen Unterhalt 
sicher zu stellen. Ist noch verwertbares Vermögen vorhanden, etwa eine Immobilie, so ist diese 
vorrangig zu verwerten. Eine Ausnahme hiervon besteht nur, wenn die Verwertung unmöglich ist 
oder ganz unwirtschaftlich wäre. Eine Billigkeitsregelung wie bei Ehegattenunterhalt wird jedoch 
nicht anerkannt, so dass die Grenzen der Unzumutbarkeit hier deutlich enger zu ziehen sind.35Dem 
Unterhaltsberechtigten verbleibt allerdings sein Schonvermögen. Dieses ist aber von seinem Um-
fang deutlich begrenz. Unter Schonvermögen fällt nur noch der sogenannte »Notgroschen«, der 
sich nach dem sozialhilferechtlichen Schonbetrag gem. § 90 Abs. 2 Nr. 9 SGB XII bemisst.36 Vor-
handener Grundbesitz kann allerdings erst dann verwertet werden, wenn der unterhaltsberechtigte 
Elternteil oder sein Ehegatte es nicht mehr selbst zu Wohnzwecken nutzen, weil sie im Heim le-
ben.37 Vorrangig sind zudem Schenkungen (auch an etwaige Geschwisterkinder des in Anspruch 
genommenen) nach § 528 BGB rückgängig zu machen.38

Erfolgt die Inanspruchnahme der Kinder nicht aus Anlass einer Heimunterbringung oder der Pfle-
gebedürftigkeit der Eltern, werden an deren Erwerbsobliegenheit hohe Anforderung gestellt. Dies 
beinhaltet die Verpflichtung, jede Tätigkeit anzunehmen, auch wenn sich diese unterhalb des Aus-
bildungsniveaus der Eltern befindet.39 Häufig kommt jedoch in den Fällen der Geltendmachung 
des Elternunterhalts eine Erwerbstätigkeit der Eltern wegen Alters oder Krankheit ohnehin nicht 
mehr in Betracht.

2. � Unterhaltsbedarf

Ist der unterhaltsberechtigte Elternteil, wie häufig in Fällen der Geltendmachung von Eltern-
unterhalt in einem Heim untergebracht, bestimmt sich sein Unterhaltsbedarf nach ständiger 

33	 MünchKommBGB/Langeheine, § 1601 Rn. 12.
34	 Hierzu ausführlich bei Krauß, Vermögensnachfolge in der Praxis, Rn. 882.
35	 Wendl/Dose, UnterhaltsR/Wönne, § 2 Rn. 929.
36	 BGH, FamRZ 2013, 1554; FamRZ 2006, 935; Wendl/Dose, UnterhaltsR/Wönne, § 2 Rn. 929.
37	 BGH, FamRZ 2013, 1554.
38	 BGH, FamRZ 2000, 84; FamRZ 2001, 21.
39	 Wendl/Dose, UnterhaltsR/Wönne, § 2 Rn. 931.
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Rechtsprechung des BGH regelmäßig einerseits aus den dort anfallenden Kosten, soweit sie not-
wendig und angemessen sind, und andererseits aus einem nach Sozialhilferecht zu bestimmenden 
Barbetrag.40 Ein krankheitsbedingter Mehrbedarf erhöht den Bedarf. Die Aufwendungen für die 
Heimunterbringung gehören zum Lebensunterhalt gem. § 1610 Abs. 2 BGB.

Für die Angemessenheit der Heimkosten sind sozialhilferechtliche Kriterien ein Anhaltspunkt, hieraus 
folgt indessen noch nicht zwingend auch deren unterhaltsrechtliche Notwendigkeit.41 Unterhaltsrecht-
lich ergibt sich der angemessene Lebensbedarf des Elternteils aus dessen konkreter aktueller Lebenssitu-
ation.42 Ein früher bestehender höherer Lebensstandard ist für die Angemessenheit i.S.d. § 1610 Abs. 1 
BGB ohne Belang. Ist der unterhaltsberechtigte Elternteil im Alter sozialhilfebedürftig geworden, be-
schränkt sich sein angemessener Lebensbedarf vielmehr auf das Existenzminimum, mithin auf eine 
ihm zumutbare einfache und kostengünstige Heimunterbringung.43 Wohnt der unterhaltsberechtigte 
Elternteil nicht in dem preisgünstigsten Heim, kann das unterhaltspflichtige Kind nur dann zur Er-
stattung der höheren Kosten verpflichtet werden, wenn dem Elternteil die Wahl des preisgünstigeren 
Heimes nicht zumutbar war.44

Das unterhaltsverpflichtete Kind ist berechtigt, die Aufschlüsselung der Heimkosten zu verlangen, um 
diese gegebenenfalls auf ihre Notwendigkeit und Angemessenheit hin zu überprüfen. Den Berechtigten 
trifft die Pflicht, die Kosten der Heimunterbringung im Rahmen des Zumutbaren so gering wie mög-
lich zu halten. Bei der Überprüfung kann der Verpflichtete sich an der Pflegestatistik des Statistischen 
Bundesamts orientiere, welche online abrufbar ist.45

3. � Grenzen der Inanspruchnahme

Kinder sind nur zur Gewährung von Unterhalt verpflichtet, soweit sie selbst leistungsfähig sind. Dies ist 
dann nicht der Fall, wenn das Kind bei Berücksichtigung seiner sonstigen Verpflichtungen zur Zahlung 
außerstande ist, ohne eine Gefährdung seines angemessenen Eigenunterhalts eintreten zu lassen § 1603 
Abs. 1 BGB).

a) � Einkommen

Unterhaltsrechtlich relevant ist das gesamte Einkommen des Pflichtigen, also
	– Einkünfte aus abhängiger Beschäftigung nebst vermögenswerter Sachzuwendungen, Urlaubsgeld, 

Steuervorteile, Sparzulage, Leistungsprämien, Ortszuschläge, Weihnachtsgeld, Überstundenvergü-
tung, Trinkgeld etc.

	– Bei Einkünften aus selbstständiger Tätigkeit oder Gewerbebetrieb ist auf den Durchschnitt der 3 
vorangegangenen Jahre abzustellen.

	– Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung
	– Unterhaltszahlungen
	– Anspruch auf Taschengeld
	– Vermögenserträge,
	– Wohnvorteil einer eigengenutzten Immobilie.

Anders als im Rahmen des Kindes- oder Ehegattenunterhalt bleibt fiktives Einkommen, welches bei 
Beachtung der Erwerbsobliegenheit hätte erzielt werden können, dagegen außer Betracht.46

40	 BGH, FamRZ 2013, 363; FamRZ 2015, 2138.
41	 BGH, FamRZ 2004, 1184.
42	 BGH, FamRZ 2013, 203.
43	 BGH, FamRZ 2013, 203.
44	 Vgl. hierzu ausführlich OLG Schleswig NJW-RR 2004, 866.
45	 BeckFormBFamR/Hamm/Weichselgartner, F. VI. 1, Anm. 4.
46	 Zum Ganzen m.w.N. Krauß, Vermögensnachfolge in der Praxis, Rn. 905 ff.
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Von dem Einkommen abgezogen wird zum einen die Steuerlast.47 Auch Kosten für Kranken- und 
Pflegeversicherung und Beiträge zur Arbeitslosenversicherung werden als Abzugsposten anerkannt, 
ebenso wie Aufwendungen für Verbindlichkeiten, die für den Bau oder Erwerb eines Familienheims 
getätigt wurden.48 Vorrangig ist zudem die eigene Altersvorsorge des Kindes zu beachten.49 Nach 
der Rechtsprechung des BGH ist zudem eine zusätzliche Altersvorsorgeaufwendung in Höhe von 
5 % des sozialversicherungspflichtigen Einkommens als abzugsfähig zu berücksichtigen.50 In der 
Wahl der Altersvorsorge ist der Unterhaltsberechtigte frei und kann zwischen unterschiedlichen 
Anlageformen wählen. Vorrangige Unterhaltsverpflichtungen, also vor allem gegenüber eigenen 
Kindern und früheren Ehegatten, kann der Unterhaltspflichtige von seinem Einkommen vorab in 
Abzug bringen. Gegenüber Eltern beträgt der angemessene Selbstbehalt, gemäß dem Angehörigen-
entlastungsgesetz vom 10.12.2019, 2.000 €. Außerdem bleibt die Hälfte des diesen Mindestbetrag 
übersteigenden Einkommens des Pflichtigen grundsätzlich zusätzlich anrechnungsfrei.51

Häufig kann sich das in Anspruch genommene Kind zudem zunächst auf die vorrangige oder an-
teilige Haftung Dritter berufen, etwa eines unterhaltspflichtigen Ehegatten. Diesen muss der unter-
haltsbedürftige Elternteil gem. § 1608 Abs. 1 BGB zunächst in Anspruch nehmen.

Sind mehrere Kinder vorhanden, so haften diese als Teilschuldner entsprechend ihrer Erwerbs- und 
Vermögensverhältnisse (§ 1606 Abs. 3 Satz 1 BGB). Dies bringt entsprechende Auskunftsansprü-
che gegenüber den Geschwistern mit sich, die sich auch auf die Vermögenssituation von deren 
jeweiligen Ehegatten beziehen und damit recht weitreichend sind.52 Die Berechnung der Anteile 
erfolgt durch die Ermittlung des nach Abzug der unterhaltsrechtlich anzuerkennenden Verbindlich-
keiten und des Selbstbehalts verbleibenden Einkommensbetrages für jedes Geschwisterkind. Dann 
wird das einzelne Einkommen zur Summe des verfügbaren Einkommens aller Unterhaltspflichtiger 
in Bezug gesetzt und so die Unterhaltsquote ermittelt.53 Eine Monetarisierung von Betreuungsleis-
tungen eines Kindes ist, anders als im Rahmen des Kindesunterhalts, nicht vorgesehen.54

Zusammenfassend wird damit der Umfang der Leistungsfähigkeit wie folgt bestimmt:
	– Ermittlung des vorhandenen Einkommens des Kindes
	– Bereinigung von abzugsfähigen Positionen
	– Berücksichtigung von vorrangigen Unterhaltsverpflichtungen
	– Abzug des zur Sicherstellung des zu Wahrung des angemessenen eigenen Unterhalts erforder-

lichen Betrags.55

Seit der Reform des Unterhaltsrechts zum 01.01.2020 kann auf das Einkommen von Kindern 
pflegebedürftiger Eltern gem. § 94 Abs. 1a SGB XII nur noch ab einer Höhe von EUR 100.000,-- 
jährlich zurückgegriffen werden.

b) � Vermögen

Die Grundlagen, unter denen auf den Vermögensstamm des unterhaltspflichtigen Kindes zurück-
gegriffen werden kann, werden in der Rechtsprechung nicht einheitlich beurteilt. Unter Berück-
sichtigung der Wertung des § 1603 Abs. 1 BGB dürfte eine Verwertung ausscheiden, wenn sie 
den Unterhaltsschuldner von fortlaufenden Einkünften abschneidet, die er zur Erfüllung weiterer 
Unterhaltsansprüche, anderer berücksichtigungswürdiger Verbindlichkeiten und zur Bestreitung 

47	 Krauß, Vermögensnachfolge in der Praxis, Rn. 911.
48	 Krauß, Vermögensnachfolge in der Praxis, Rn. 913 f.
49	 BGH, FamRZ 2003, 1179; FamRZ 2006, 1511.
50	 BGH, FamRZ 2004, 792.
51	 Vgl. hierzu ausführlich BeckOK-BGB/Reinken, § 1603 Rn. 8 ff.
52	 MünchKommBGB/Langeheine, § 1601 Rn. 13.
53	 MünchKommBGB/Langeheine, § 1606 Rn. 7.
54	 BGH, FamRZ 2017, 711.
55	 Krauß, Vermögensnachfolge in der Praxis, Rn. 904.
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seines eigenen Unterhalts auf Lebenszeit benötigt.56 In Anspruch genommen werden kann da-
mit wohl nur aktuell tatsächlich vorhandenes Vermögen. Von einer Inanspruchnahme freigestellt 
sind damit Geldmittel, die zur Rücklagenbildung für Notfälle angemessen sind, das selbst genutzte 
Eigenheim, Vermögen welches nur mit einem wirtschaftlich nicht vertretbaren Nachteil verwertet 
werden kann, Vermögen, dessen Verwertung rechtlich nicht erzwingbar ist (etwa, weil es unter 
Testamentsvollstreckung steht), sowie Vermögen, dass für den Unterhalt eigener Abkömmlinge er-
forderlich ist.57

4. � Verwirkung des Unterhaltsanspruchs

a) � Verwirkung gem. § 1611 BGB

Eine Verwirkung des Unterhaltsanspruchs kommt nur unter den engen Voraussetzungen des 
§ 1611 BGB in Betracht. Hiernach kann der Unterhaltsanspruch begrenzt sein oder gar ganz ent-
fallen, wenn der Unterhaltsberechtigte durch sein sittliches Verschulden bedürftig geworden ist, 
seine eigene Unterhaltspflicht gegenüber dem Unterhaltspflichtigen gröblich vernachlässigt hat 
oder sich vorsätzlich einer schweren Verfehlung gegen den Unterhaltspflichtigen oder einen nahen 
Angehörigen des Unterhaltspflichtigen schuldig gemacht hat. Eine Störung der familiären Bezie-
hung, beispielsweise durch Kontaktabbruch genügt regelmäßig nicht, um einen Ausschluss zu be-
gründen.58 Ein Umstand, der in der Praxis den Betroffenen häufig schwer zu vermitteln ist. Gleich-
zeitig sind die Verfehlungen, die zur Verwirkung des Unterhaltsanspruchs führen, nicht auf die zur 
Entziehung des Pflichtteils gem. §§ 2333 ff. BGB genannten. Gründe beschränkt. Die Verfehlung 
kann sich sowohl auf wirtschaftliche als auch auf persönliche Belange des Unterhaltspflichtigen be-
ziehen.59 Eine zur Verwirkung führende schwere Verfehlung wird allerdings nur bei triefgreifenden 
Beeinträchtigungen angenommen. Hierzu zählen beispielsweise tätliche Angriffe, wiederholte Be-
drohungen oder grobe Beleidigungen, sowie falsche Anschuldigungen gegenüber Dritten, die zu 
erheblichen wirtschaftlichen oder beruflichen Folgen führen.60 In der Praxis wird die Berufung auf 
den Verwirkungsgrund vielfach an Beweisschwierigkeiten scheitern.

b) � Verwirkung aus § 242 BGB

Neben § 1611 BGB kommt auch eine Verwirkung nach den allgemeinen Grundsätzen des § 242 
BGB in Betracht. Hierfür müssen aber die Voraussetzungen des allgemeinen Verwirkungstatbestan-
des vorliegen, also neben dem Zeitmoment insbesondere auch das Umstandsmoment. Letzteres 
sieht der BGH regelmäßig als gegeben an, auch ohne dass neben die reine Nichtgeltendmachung 
von Unterhaltsansprüchen ein weiterer Vertrauenstatbestand rückt. Der Schuldner habe seine Le-
bensführung nach den tatsächlich zur Verfügung stehenden Mitteln eingerichtet und soll daher 
besonders schutzwürdig sein.61 Das Zeitmoment wird durch den BGH durch Rückgriff auf die 
Jahresfrist aus §§ 1585b Abs. 3, 1613 Abs. 2 Nr. 1 BGB bestimmt und zwar auch dann, wenn die 
Geltendmachung durch den Sozialhilfeträger erfolgt.62 Die Frist beginnt in diesem Fall mit der 
Rechtswahrungsanzeige des Sozialhilfeträgers und Aufforderung zur Auskunftserteilung über die 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse des Kindes. Wird diese Auskunft erteilt und erhält das 
Kind während des folgenden Jahres keinen Bescheid, so kann es grundsätzlich davon ausgehen, 
nicht mehr in Anspruch genommen zu werden.63

56	 Krauß, Vermögensnachfolge in der Praxis, Rn. 953 m.w.N.
57	 Krauß, Vermögensnachfolge in der Praxis, Rn. 957 ff.
58	 MünchKommBGB/Langeheine, § 1611 Rn. 22.
59	 MünchKommBGB/Langeheine, § 1611 Rn. 17.
60	 MünchKommBGB/Langeheine, § 1611 Rn. 25 m.w.N.
61	 BGH, FamRZ 2002, 1698.
62	 BGH, FamRZ 2002, 1698.
63	 Krauß, Vermögensnachfolge in der Praxis, Rn. 977.
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c) � Unbillige Härte gem. § 94 Abs. 3 Nr. 2 SGB XIII

Gem. § 94 Abs. 3 Nr. 2 SGB XII kann sich das unterhaltspflichtige Kind zudem darauf berufen, dass 
der Übergang des Anspruchs auf den Sozialhilfeträger eine unbillige Härte darstellen würde. Hierbei 
handelt es sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff, über dessen Auslegung das zuständige Fami-
liengericht zu entscheiden hat. Eine solche Härte kann in materieller oder in immaterieller Hinsicht 
bestehen und entweder in der Person des Unterhaltspflichtigen oder des Leistungsberechtigten vor-
liegen. Bei der Auslegung sind die Zielsetzung der Hilfe, die allgemeinen Grundsätze der Sozialhilfe, 
die Belange der Familie sowie die wirtschaftlichen und persönlichen Beziehungen und die soziale 
Lage der Beteiligten zu berücksichtigen.64 Entscheidend ist stets, ob durch den Anspruchsübergang 
soziale Belange vernachlässigt werden.65 Der BGH hat eine unbillige Härte beispielsweise angenom-
men, wenn der Elternteil es unterlassen hat, eine eigenständige Pflegeversicherung abzuschließen66 
oder wenn der Elternteil wegen eines besser verdienenden Geschwisterkindes keine Grundsicherung 
im Alter beantragen konnte,67 schließlich im Hinblick auf die Mehrkosten der Heimunterbringung 
eines gehörlosen Elternteils.68 Keine unbillige Härte soll allerdings bei Kontaktabbruch durch den 
unterhaltsbedürftigen Elternteil vorliegen.69 Eine Unbilligkeit ist dagegen durch die Gerichten an-
genommen worden, wenn das in Anspruch genommene Kind selber bereits erhebliche Leistungen 
durch Pflege des Elternteils erbringt und dadurch dem Leistungserbringer Kosten erspart.70

III. � Regelungsmöglichkeiten

1. � Verzicht

Ein Verzicht auf den Elternunterhalt für die Zukunft ist nicht wirksam möglich (§ 1614 Abs. 1 BGB). 
Entsprechende Vereinbarungen sind daher nichtig. Auch ein Verzicht für in der Vergangenheit liegende 
Unterhaltszeiträume kommt zumindest für die Zeiten nicht in Betracht, innerhalb derer Leistungen 
durch den Sozialhilfeträger erbracht worden sind und ein Übergang des Anspruchs auf sozialrechtlicher 
Grundlage erfolgt ist. Verfügungsberechtigt über den Anspruch ist dann allein der Sozialhilfeträger und 
nicht mehr der Unterhaltsberechtigte selbst.71 Eine Anspruchserweiternde Vereinbarung dürfte grund-
sätzlich unproblematisch möglich sein, wenn auch in der Praxis selten. Hier gelten dann die allgemei-
nen Grenzen im Hinblick auf die Wirksamkeit von Unterhaltsvereinbarungen. Eine Nichtigkeit kann 
sich demnach ergeben, wenn sich der Verpflichtete selber über die Grenzen seiner Leistungsfähigkeit 
zur Unterhaltszahlung verpflichtet und hierdurch seinerseits der Sozialhilfe anheim fällt.

2. � Regelungen im Rahmen von Übertragungen zur vorweggenommenen Erbfolge

Da Verzichte ausscheiden, sind die Regelungsmöglichkeiten zwischen Eltern und Kindern begrenzt. 
Dennoch besteht gerade bei disproportionalen Zuwendungen an einzelne Kinder das Bedürfnis, die 
weichenden Geschwister zumindest vor der Inanspruchnahme auf Unterhalt zu schützen, wenn diese 
schon aus Anlass der Übertragung auf weitergehende Rechte, etwa aus § 2325 BGB, verzichten. Eine 
gewisse Absicherung kann über die Vereinbarung eines auflösend bedingten Pflichtteilsverzichts er-
reicht werden. Als Bedingung kann dabei die Inanspruchnahme auf Elternunterhalt gem. §§ 1601 ff. 
BGB, 94 Abs. 2 SGB XII vereinbart werden. Das Kind, welches die Zuwendung erhält, hat es dann 
in der Hand, den Bedingungseintritt durch Übernahme der Heimkosten und damit das Aufleben 
von Pflichtteils(ergänzungsansprüchen) zu verhindern. Hierbei empfiehlt sich jedoch, den Entfall des 
Verzichts erst dann vorzusehen, wenn eine gewisse Bagatellgrenze überschritten ist.72

64	 Wendl/Dose, UnterhaltsR/Klinkhammer, § 8 Rn. 88.
65	 Vgl. BGH, FamRZ 2004, 1097.
66	 BGH, FamRZ 2015, 1594.
67	 BGH, FamRZ 2015, 1467.
68	 BGH, FamRZ 2018, 1903.
69	 BGH, FamRZ 2014, 541.
70	 OLG, Oldenburg FamRZ 2010, 992.
71	 Wendl/Dose, UnterhaltsR/Klinkhammer, § 8 Rn. 83.
72	 Mayer, ZEV 2007, 145, 151.
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	▶ Muster: Auflösend bedingter Pflichtteilsverzicht

[             Urkundseingang]
	1.	 Kinder, B und C, verzichten jeweils für sich und ihre Abkömmlinge auf ihre sämtlichen gesetz-

lichen Pflichtteilsrechte einschließlich etwaiger Pflichtteilsergänzungsansprüche am Nachlass 
ihrer Eltern,                 , gegenständlich beschränkt auf das heute übertragene Objekt.

	2.	 Der vorstehende Verzicht entfällt jeweils (auflösende Bedingung), wenn der jeweilige Ver-
zichtende auf die Gewährung von Elternunterhalt gem. §§ 1601 ff. BGB i.V.m. § 94 Abs. 3 
SGB XII in Anspruch genommen wird und diese Inanspruchnahme einen Betrag von insgesamt    
EUR                  übersteigt.

	3.	 Die Eheleute                  nehmen den jeweiligen Pflichtteilsverzicht ihrer Kinder hiermit an.
	4.	 Eine Gegenleistung wird nicht geschuldet.
	5.	 Der Notar hat auf Folgendes hingewiesen: Verlagert der Erblasser seinen Lebensmittelpunkt 

ins Ausland, kann die Pflichtteilsregelung unwirksam werden. Eine Rechtswahl soll indes heute 
nicht getroffen werden.

	6.	 Den Beteiligten ist bekannt, dass der Pflichtteilsverzicht nicht das gesetzliche Erbrecht betrifft 
und dass Verfügungen der Eltern zugunsten der Kinder durch Testament oder Erbvertrag von 
diesem Pflichtteilsverzicht unberührt bleiben. Die Beteiligten wurden über die Bedeutung des 
Pflichtteilsverzichts belehrt. Ferner sind den Beteiligten die Regeln über die gesetzliche Erb-
folge bekannt.

	▶ 	Kostenhinweis:

Der Überlassungsvertrag und der gegenständlich beschränkte Pflichtteilsverzicht der weichen-
den Erben gem. § 86 Abs. 2 GNotKG verschiedene Beurkundungsgegenstände und sind ge-
sondert zu bewerten.

Beschränkt sich die Verzichtserklärung auf Pflichtteilsergänzungsansprüche (gegenständlich be-
schränkter Pflichtteilsverzicht) hat die Wertbestimmung nach § 102 Abs. 4 i.V.m. § 102 Abs. 
3 GNotKG zu erfolgen. Der Wert des betroffenen Gegenstandes tritt hier an die Stelle des Ver-
mögens gem. § 102 Abs. 1 GNotKG. Maßgebend ist, da dieser Verzicht nur einen bestimmten 
Gegenstand, hier den überlassenen Grundbesitz, nicht aber das Restvermögen des Erblassers be-
trifft, der Pflichtteilsbruchteil am Wert des betroffenen Gegenstandes. Darauf lastende Verbind-
lichkeiten sind abzuziehen, jedoch nur bis zur Hälfte des Gegenstandeswertes. Zu den abzugs-
fähigen Verbindlichkeiten gehören auch diejenigen, die erst im Überlassungsvertrag begründet 
wurden (alle Gegenleistungen des Erwerbers, wie z.B. dem Veräußerer eingeräumte Altenteils-, 
Nießbrauchs- oder Wohnungsrechte, ebenso bedingte Rückforderungsrechte, ebenso Hinaus-
zahlungen, Freistellungsvereinbarungen von Verbindlichkeiten u.a.).

Zu den abziehbaren Verbindlichkeiten zählen die in der Überlassung vereinbarten Gegenleistun-
gen. Es gilt den kostenrechtlichen Wert der vereinbarten Gegenleistungen nach den allgemeinen 
Wertgrundsätzen zu ermitteln. Vom Gegenstandswert sind die Verbindlichkeiten wertmäßig ab-
zuziehen, max. bis zur Hälfte des Gegenstandswertes. Von diesem errechneten Gegenstandswert 
ist die in Frage kommende Pflichtteilsquote anzunehmen.

Die auflösende Bedingung bleibt unbeachtet.

  
Eine alternative Gestaltungsmöglichkeit, die den Automatismus der aufschiebenden Bedingung verhin-
dern soll, besteht darin, ein Rücktrittsrecht hinsichtlich des dem entgeltlichen Pflichtteilsverzicht zu-
grundeliegenden Kausalgeschäfts vorzusehen und die Ausübung des Rücktrittsrechts dann als auflösende 
Bedingung des Pflichtteilsverzichts zu vereinbaren.73 Für den Verzicht selber kann kein Rücktrittsrecht 
wirksam vereinbart werden. Die Frage ist aber, ob es einer solch komplizierten Gestaltung überhaupt be-
darf, wenn im Nachgang ohnehin weitergehende Vereinbarungen unter den Geschwistern zulässig sind.

73	 Mayer ZEV 2007, 145, 151.
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3. � Regelungen unter Geschwistern

Gibt es mehrere Kinder, können diese im Innenverhältnis Regelungen zur Unterhaltslast hinsichtlich 
des Elternunterhalts treffen, auch wenn diese im Außenverhältnis zunächst unbeachtlich bleiben. 
Dies kann insbesondere anlässlich eines Pflichtteilsverzichts von Geschwistern gegenüber den Eltern 
geschehen oder anlässlich von Zuwendungen an nur einen Geschwisterteil. Die »weichenden« Ge-
schwister möchten dann häufig sicherstellen, dass sie nicht auch noch für den Unterhalt der Eltern 
herangezogen werden, wenn diese das Vermögen schon ungleichmäßig auf die Kinder verteilen. Mög-
lich sind damit Freistellungsvereinbarungen unter den Geschwistern, nach denen die Unterhaltslast 
abweichend von der in § 1606 BGB vorgesehen Teilschuldnerschaft verteilt wird oder gar ganz von 
einem Kind übernommen wird.74 Hierbei darf man die mit einer solchen Vereinbarung verbundenen 
Gefahren freilich nicht aus den Augen verlieren. So kann sich durch eine solche Freistellungsver-
pflichtung eine erhebliche finanzielle Belastung des Übernehmenden ergeben, die sich insbesondere 
bei Änderungen in den Vermögensverhältnissen nicht immer zuverlässig prognostizieren lassen. Es 
sollte daher eine Begrenzung der Freistellungsverpflichtung (etwa auf den Wert einer durch die Eltern 
erhaltenen Zuwendung o.ä.) erwogen werden. Schließlich bleibt wie bei allen Freistellungsvereinba-
rungen im Innenverhältnis das Risiko der fehlenden Leistungsfähigkeit des Übernehmers bestehen. 
Wirtschaftlich führt die Freistellung dann ins Leere. Eine Absicherung etwa über Grundpfandrechte 
scheitert häufig an der fehlenden Vorhersehbarkeit des tatsächlichen Freistellungsanspruchs.75 Auf-
grund der geschilderten Schwächen der Freistellungslösung wird in der Literatur der vorstehend ge-
schilderten Möglichkeit eines auflösend bedingten Pflichtteilsverzicht der Vorzug gegeben. Allerdings 
ergeben sich auch hier für die Verzichtenden Risiken. Schließlich lässt sich auch die Werthaltigkeit 
eines Pflichtteilsergänzungsanspruchs, insbesondere über lange Zeiträume hinweg, nicht wirklich 
sicher vorhersagen. Es verbleiben daher in allen geschilderten Gestaltungskonstellationen Restrisiken 
für die weichenden Geschwister, die sich nicht vollständig ausräumen lassen.76

	▶ Muster: Freistellungsvereinbarung

Die Beteiligten vereinbaren im Hinblick auf die am heutigen Tage (UVZ-Nr.                  des am-
tierenden Notars) an A erfolgte Zuwendung durch die gemeinsamen Eltern und die dort erklärten 
gegenständlich beschränkten Pflichtteilsverzichte der Beteiligten B und C Folgendes:

Sollten die Beteiligten in der Zukunft zur Gewährung von Elternunterhalt nach den Vorschriften 
der §§ 1601 ff. BGB i.V.m. § 94 Abs. 3 SGB XII herangezogen werden, so verpflichtet sich A, seine 
Geschwister B und C im Innenverhältnis umfassend von diesen Verpflichtungen freizustellen. Diese 
Freistellungsverpflichtung ist jedoch gegenüber jedem der Beteiligten der Höhe nach begrenzt auf 
jeweils 1/3 des Wertes des in der vorgenannten Urkunde übertragenen Grundbesitzes, den die 
Beteiligten hiermit einvernehmlich auf EUR                  festlegen.

Der Notar hat die Beteiligten über die gesetzlichen Regelungen zum Verwandtenunterhalt belehrt 
und darauf hingewiesen, dass eine Haftung im Außenverhältnis, also insbesondere gegenüber 
dem die Ansprüche geltend machenden Sozialhilfeträger unberührt bleibt und damit auch B und C 
im Außenverhältnis Unterhaltsschuldner bleiben. Sollte der geschuldete Unterhalt durch A nicht zu 
erbringen sein, geht die Freistellungsvereinbarung somit ins Leere. Eine Absicherung, etwa durch 
Eintragung eines Grundpfandrechts auf dem übertragenen Objekt wünschten die Beteiligten nach 
Belehrung durch den Notar nicht.  

Möglich ist es auch, die Quote der Unterhaltsverpflichtung abweichend von § 1606 BGB zu be-
stimmen.

74	 Vgl. hierzu Mayer, ZEV 2007, 145, 149.
75	 Mayer, ZEV 2007, 145, 150.
76	 So auch Mayer, ZEV 2007, 145, 151.
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	▶ Muster: Abänderung der Unterhaltsquoten im Innenverhältnis

Die Beteiligten A, B und C vereinbaren im Innenverhältnis im Hinblick auf die ihnen durch ihre 
Eltern in der Vergangenheit zugewandten Vermögensgegenstände (UVZ-Nr.                  des 
Notars                  sowie UVZ-Nr.                  des Notars                 ) das Folgende:

Abweichend von der gesetzlichen Verteilung der Unterhaltslast aus § 1606 BGB vereinbaren wir 
hiermit im Innenverhältnis für den Fall, dass alle oder einzelne von uns zur Gewährung von Eltern-
unterhalt nach den Vorschriften der §§ 1601 ff. BGB i.V.m. § 94 Abs. 3 SGB XII herangezogen 
werden, dass der Unterhaltsbedarf unabhängig von unseren jeweiligen Einkommensverhältnissen 
wie folgt zu tragen ist:

A zu                  %

B zu                  %

C zu                  %.

Soweit die Inanspruchnahme eines Beteiligten im Außenverhältnis hierüber hinaus geht, sind die 
übrigen Geschwister gemäß den vorstehend aufgeführten Quoten zur Freistellung im Innenver-
hältnis verpflichtet.

[Hinweis Notar, wie oben].  
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